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Seit nunmehr sieben Jahren 
führen alle Kommunen im Land 
ihre Haushaltswirtschaft nach 
doppischen Grundsätzen. Das 
doppische Gemeindehaushalts-
recht hat sich nach Ansicht der 
Landesregierung grundsätzlich 
bewährt, dennoch habe die Praxis 
gezeigt, dass an der einen oder 
anderen Stelle im Interesse vor 
allem der kleineren Gemeinden 
Anpassungen sinnvoll seien, um 
den Aufwand zu reduzieren.
Im Kern des Doppik-Erleich-

terungsgesetzes soll es darum 
gehen, Standards zu senken, 
die Transparenz der Doppik zu 
verbessern, Verwaltungsabläufe 
zu vereinfachen beziehungsweise 
flexibler zu gestalten und die 
Rechtssicherheit bei den Kom-
munen als Anwender zu stärken. 
Zudem soll auf der Grundlage 
eines Rechtsgutachtens eine Re-

gelung geschaffen werden, die 
es ermöglicht, Fehler von Haus-
haltssatzungen auch nach Ablauf 
des Haushaltsjahres zu heilen.
Eine wirksame Vereinfachung 

des doppischen Haushaltsrech-
tes, so die Landesregierung, sei 
allerdings nur im Dreiklang von 
Änderung der Kommunalverfas-
sung, der Gemeindehaushalts-
verordnung-Doppik und der zu-
gehörigen Verwaltungsvorschrift, 
die als Anlage auch die verbindli-
chen Muster für die kommunalen 
Haushaltspläne und Jahresab-
schlüsse enthält, zu erreichen. 
Der Gesetzentwurf berücksichti-
ge daher Vorschläge für eine Än-
derung der Kommunalverfassung 
und des Kommunalprüfungs-
gesetzes. Parallel dazu würden 
gegenwärtig Änderungen zu den 
untergesetzlichen Regelungen 
erarbeitet. In diesem Rahmen 

seien auch Vereinfachungen bei 
den verbindlich vorgegebenen 
Mustern vorgesehen, mehrere 
würden sogar gänzlich entfallen.
“Hauptkritikpunkt einiger kom-

munaler Vertreter, insbesondere 
von Bürgermeistern und Gemein-
devertretern kleinerer Gemein-
den, am derzeitigen Regelwerk 
für die Doppik war, dass es zu 
kompliziert und überfrachtet sei. 
Da muss ich den Kritikern teil-
weise recht geben. Das haben wir 
im Doppik-Erleichterungsgesetz 
aufgegriffen”, so Innenminister 
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sehenen Erleichterungen und 
Transparenzerhöhungen wird 
die kommunale Doppik deutlich 
handhabbarer und verständli-
cher.”
Der Entwurf des Doppik-Er-

leichterungsgesetzes wird nun 
im Schweriner Landtag beraten.

Niedrigere Standards, mehr Transparenz 
Mecklenburg-Vorpommern will Kommunen die Doppik erleichtern

(BS/gg) Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns hat Mitte Februar den Gesetzentwurf zu einem 
Doppik-Erleichterungsgesetz beschlossen. Der Entwurf des Ministeriums für Inneres und Europa wurde in 
enger Zusammenarbeit mit den Kommunen erarbeitet und enthält Rechtsanpassungen und Deregulierungen.

Die Energieaufwendungen ins-
gesamt (für Straßenbeleuch-
tung, Verwaltungsgebäude, 
Schulen, Dorfgemeinschafts-
häuser, Bäder u.v.m.) stellen 
einen erheblichen Anteil der 
laufenden Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleistungen in 
kommunalen Haushalten dar. 
Zentrales Ergebnis unserer 

180. Vergleichenden Prüfung 
“Energiemanagement” war, dass 
die Hälfte der geprüften Kom-
munen nicht einmal eine sys-
tematische und kontinuierliche 
Erfassung der Energieverbräu-
che durchführten. Insofern war 
es nicht verwunderlich, dass 
ohne fundierte Datengrundlage 
eine zielgerichtete strategische 
Ausrichtung und operative Um-
setzung des Energiemanage-
ments dort nicht möglich war. 
Nur die Kommunen, die bereits 
ein effektives Energiecontrolling 
implementiert hatten, konnten 
ihre Energieverbräuche in den 
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senken. Insofern besteht ein 
deutlicher Entwicklungsbedarf 
in der Einführung und kon-
sequenten Anwendung eines 
effektiven, umfangreichen Ener-
giecontrollings.
Auch die Straßenbeleuchtung 

als Teil des kommunalen Ener-
giemanagements “durchleuchte-
ten” wir. Allein in diesem Bereich 
haben wir bei den 18 geprüften 
Kommunen (6.700 bis 27.400 
Einwohner) ein jährliches Er-
gebnisverbesserungspotenzial 
von 1,7 Mio. Euro festgestellt. 
Das sind fast 100.000 Euro pro 
Gemeinde.

Zur besseren Vergleichbarkeit 
wurden Kennzahlen gebildet, in 
denen die Stromverbräuche und 
Kosten ins Verhältnis zu der 
Größe beleuchteter Straßenki-
lometer gesetzt wurden. Im Ver-
gleich der Stromverbräuche für 
die Straßenbeleuchtung schnitt 
die kleinste Gemeinde des Ver-
gleichsrings mit 4.100 kWh je 
Straßenkilometer am besten ab. 
Dafür gab es im Wesentlichen 
zwei Ursachen: 

Einsatz energiesparender 
LED-Technik

Die Kommune hatte kontinu-
ierlich die Leuchtmittel gegen 
LED-Technik ausgetauscht. 
Deswegen ist es ratsam, die Ver-
bräuche der Straßenbeleuch-
tung regelmäßig zu erfassen, 
auszuwerten und den Betrieb 
auf Optimierungsmöglichkei-
ten zu prüfen. Die sukzessive 
Umrüstung der Leuchtmittel 
auf energiesparende Beleuch-
tungstechnik ist grundsätzlich 
zu befürworten. Über einen 
längeren Zeitraum lassen sich 
so erhebliche Energie- und 
Kosteneinsparungen realisie-
ren. Dennoch setzt auch diese 
Maßnahme eine Wirtschaftlich-

keitsberechnung voraus, da sich 
die höheren Anschaffungskos-
ten amortisieren müssen. Er-
freulicherweise nutzten viele 
Kommunen zur Investition in 
diesen Bereichen entsprechende 
Förderprogramme.
Auch die Größe und Lage der 

Kommune spielt beim Stromver-
brauch eine nicht unerhebliche 
Rolle. So war es der Kommune 
im eher ländlich geprägten Um-
feld möglich, eine Nachtabschal-
tung vorzunehmen. Im eher 
städtisch geprägten Umfeld ist 
dies aus Gründen der Sicherheit 
schwieriger zu realisieren. Aber 
auch hier gibt es Möglichkeiten, 
den Stromverbrauch zu senken. 
Zum Beispiel können einzelne 
Leuchten oder Straßenzüge 
nachts abgeschaltet oder ge-
dimmt werden. Vereinzelt gibt 
es sogar Pilotkommunen in Eu-
ropa, die “intelligente Straßen-
leuchten” installiert haben. 
Diese erkennen, ob jemand in 
der Nähe ist und steuern de-
mentsprechend die Helligkeit 
ihrer Leuchten automatisch. 

Lesen Sie mehr zum Thema 
“Straßenbeleuchtung” und 
“Ener giemanagement” im Kom-
munalbericht 2015, Hessischer 
Landtag, Drucksache 19/2404 
vom 12. November 2015, S. 264 
ff. Neben der Straßenbeleuch-
tung wurden auch die Bereiche 
Gebäude, Wasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung und 
Schwimm bäder geprüft. Der voll-
ständige Kommunalbericht ist 
kostenfrei unter rechnungshof.
hessen.de abrufbar.

Ohne Energiecontrolling keine Energieeinsparung
von Dr. Ulrich Keilmann
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 MELDUNG

KfW-Papier zu Green Bonds für Kommunen
(BS/gg) Klima- und Umwelt-
schutz erfordern in den Kom-
munen massive Investitionen 

in die öffentliche Infrastruktur. 
Doch ist es angesichts des enor-
men Investitionsrückstandes vor 

Ort schwierig, die erforderlichen 
Investitionen zur Steigerung der 
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Über Green Bonds, ein spezi-

ell für diese Herausforderung 
entwickeltes Finanzierungsin-
strument, informiert ein aktu-
elles Papier von KfW Research, 
welches die KfW Bank auf ih-
rer Homepage zum kostenlosen 
Download anbietet. 
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Sparkassen erwirtschafteten im vergangenen Jahr zehn Milliarden Euro
(BS/gg) Die deutschen Spar-
kassen haben im Geschäftsjahr 
2018 ein operatives Ergebnis vor 
Bewertung in Höhe von zehn Mil-

liarden Euro erzielt. Das Jahres-
ergebnis liegt mit 2,2 Milliarden 
Euro um knapp 100 Millionen 
Euro über dem Ergebnis des 

Vorjahres. Die Zahlen wurden 
auf der Bilanzpressekonferenz 
der Sparkassen-Finanzgruppe 
in Frankfurt/Main präsentiert. 


